
Neue Justiz 12/80 535

der Volksrichter am Obersten Gericht 1949 und 1953 (S. 76), 
die soziale Herkunft, die Parteizugehörigkeit und der 
Frauenanteil im ersten Zweijahreslehrgang an der Zen­
tralen Richterschule (S. 85), die Entwicklung des Frauen­
anteils in der Justiz überhaupt (S. 92, 159) oder die soziale 
Zusammensetzung der Schöffen (S. 253).

Eine kritische Bemerkung sei mir gestattet. Sie betrifft 
die etwas stiefmütterliche Darstellung der Rechtswissen­
schaft, besonders im Kapitel über die Entwicklung der 
Rechtsprechung (ab S. 276), in dem es eigentlich nahege­
legen hätte, die Anfänge der Einwirkung der Rechtswis­
senschaft auf die Rechtsprechung zu zeigen. Eine gründ­
lichere und zugleich differenziertere Behandlung hätte 
m. E. auch die Babelsberger staats- und rechtswissenschaft­
liche Konferenz vom April 1958 (S. 258—260) verdient. Der 
Kernpunkt dieser Konferenz war doch, jedenfalls was 
ihre kritische Seite anbetrifft, der Kampf gegen Tenden­
zen des Formalismus, der die Staats- und Rechtswissen­
schaft daran hinderte, wirksamen Einfluß auf die Staats- 

- praxis zu nehmen. Im Ergebnis dieser Konferenz entstand 
das eigentliche staatswissenschaftliche Studium an der 
Akademie. Auch daß die Verbindungen der Rechtswissen­
schaft zur Praxis generell verstärkt wurden, daß ihre un­
mittelbare Beteiligung an den gesellschaftlichen Umge­
staltungsprozessen gefördert wurde, ist als positives, wei­
terwirkendes Ergebnis dieser Konferenz zu werten. Auf 
der anderen Seite sind, wenn man die Dinge mit den Er­
kenntnissen und Erfahrungen von heute betrachtet, be­
stimmte Vereinfachungen in den theoretischen Aussagen, 
speziell zur Bedeutung einer exakten Rechte-und- 
Pflichten-Struktur im sozialistischen Recht, zum Inhalt des 
Prozesses, der zur „Überschreitung des engen bürgerlichen 
Rechtshorizonts“ führt, nicht zu übersehen. Auch das hatte 
bestimmte Auswirkungen auf die juristische Ausbildung, 
speziell an den Universitäten. Die genannten Vereinfachun­
gen und Einseitigkeiten wurden im weiteren Verlauf des 
sozialistischen Aufbaus, besonders durch die Rechtspolitik 
des VIII. und IX. Parteitages der SED, überwunden.

Ich ziehe das Resümee: In dem neuen Buch des Auto­
renkollektivs unter Leitung von Hilde Benjamin wird das 
Wesen dieser Epoche deutlich; die Rechtspflege der 
50er Jahre erscheint sowohl in ihren für die Übergangs­
periode spezifischen Zügen wie auch — und vor allem — 
als Herausbildung und Beginn der sozialistischen Rechts­
pflege in der DDR. Das Buch trägt damit dazu bei, die 
Aufgaben und Schwerpunkte der Gegenwart tiefer, dia­
lektischer zu verstehen. Es gehört deshalb m. E. in die 
Hand jedes Lesers dieser Zeitschrift.

1 Autorenkollektiv unter Leitung von Hilde Benjamin:
— Zur Geschichte der Rechtspflege der DDR 1945—1949, Staats­
verlag der DDR, Berlin 1976; 384 S.; EVP (DDR) : 20 M.
— Zur Geschichte der Rechtspflege der DDR 1949-1961, Staats­
verlag der DDR, Berlin 1980; 444 S.; EVP (DDR): 22,50 M.

2 ND vom 14. Oktober 1980, S. 3.
3 Zur Geschichte der Rechtspflege 1949—1961, S. 12. Weitere 

Seitenangaben im Text verweisen auf dieses Buch.
4 K. Marx/F. Engels („Die deutsche Ideologie“, in: Werke, Bd. 3, 

Berlin 1959, S. 63): „Nicht zu vergessen, daß das Recht ebenso­
wenig eine eigene Geschichte hat wie die Religion.“

5 Die folgenden Bemerkungen beschränken sich auf diesen Zeit­
raum, der Gegenstand des zweiten Bandes ist. Zum ersten Band 
vgl. auch K.-H. Schöneburg in Staat und Recht 1977, Heft 1, 
S. 100 ff.

6 Vgl. Geschichte der SED, Abriß, Berlin 1978, Kap. 5 bis 8.
7 Es fällt auf, daß in grundlegenden Artikeln zur neuen Gesetz­

gebung (vgl. z. B. F. Kunz/G. Schüßler in Staat und Recht 1977, 
Heft 3, S. 229 ff., oder G. Walter ln Staat und Recht 1980, Heft S, 
S. 205 ff.) der Einfluß der vorangegangenen Rechtsprechung 
bzw. Spruchpraxis auf die Rechtsgestaltung überhaupt nicht 
erwähnt wird. Die Rechtstheoretiker wollen dagegen lnteres- 
santerweise der Rückwirkung der staatlichen Rechtsanwendung 
auf die Rechtsbildung ein spezielles rechtstheoretisches Sym­
posium widmen.

8 Diese Kontinuität bildet übrigens auch bis heute das entschei­
dende Element im Selbstverständnis der herrschenden Kreise 
in der BRD über ihre Rechtsentwicklung. So heißt es in einer 
offiziösen Publikation mit dem anmaßenden Titel „Deutsche 
Rechtspolitik“, die 1976 von einem Staatssekretär im Bundes­
justizministerium herausgegeben und durchweg von hohen 
Ministerialbeamten geschrieben wurde und die die Rechtsent­
wicklung in der BRD seit 1949 darstellen will, zusammenfas­
send: „Dabei erweist sich, daß sich trotz der dem Jahre 1949 
vorangegangenen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Um­
wälzungen und Erschütterungen die Rechtspolitik seit Beginn 
des letzten Drittels des 19. Jahrhunderts im Grunde bemerkens­
wert kontinuierlich entwickelt hat.“ Diesem Satz ist nichts hin­
zuzufügen. Er entlarvt alles Gerede von „Abrechnung“ mit dem 
faschistischen Unrechtsstaat als leeres Geschwätz I
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Unter den Grundprinzipien des demokratischen Völker­
rechts kommt dem Selbstbestimmungsrecht der Völker 
herausragende Bedeutung zu.1 Zu einer konkreten völker­
rechtlichen Ausformung hat ganz entscheidend ein Doku­
ment beigetragen, das vor genau 20 Jahren mit der Reso­
lution 1514 (XV) der UN-Vollversammlung angenommen 
wurde: die Deklaration über die Gewährung der Unab­
hängigkeit an die kolonialen Länder und Völker vom
14. Dezember I960.2 Sie verbrieft a l l e n  Völkern das Selbst­
bestimmungsrecht und enthält gewissermaßen die erste 
Legaldefinition dieses Rechts, denn in Ziff. 2 der Dekla­
ration heißt es: „Kraft dieses Rechts steht es ihnen (allen 
Völkern — T. A.) frei, ihren politischen Status zu bestim­
men und ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Ent­
wicklung zu betreiben.“ Damit formte die Deklaration 
eines der in Art. 1 der UN-Charta genannten Ziele der 
Vereinten Nationen aus: nämlich „freundschaftliche Be­
ziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln, die auf 
der Achtung des Grundsatzes der Gleichberechtigung und 
der Selbstbestimmung der Völker beruhen“.

Die völkerrechtliche Definition des Selbstbestimmungs­
rechts wurde später durch die Deklaration über die Prin­
zipien des Völkerrechts, betreffend die freundschaftliche

Zusammenarbeit zwischen den Staaten in Übereinstim­
mung mit der Charta der Vereinten Nationen, vom 24. Ok­
tober 1970 — angenommen durch Resolution 2625 (XXV) 
der UN-Vollversammlung — inhaltlich konkretisiert als 
„das Recht aller Völker, völlig frei und ohne Einmischung 
von außen über ihren politischen Status zu entscheiden 
und ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwick­
lung zu gestalten“.2 Gleichzeitig wurde bekräftigt, daß es 
sich um ein Grundprinzip des gegenwärtigen Völkerrechts 
handelt.

Die Notwendigkeit einer solchen Ausformung ergab sich 
daraus, daß die UN-Charta das Prinzip der Gleichberechti­
gung und des Selbstbestimmungsrechts der Völker zwar 
in Art. 1 Ziff. 2 und 55 verankert, aber nichts Konkretes 
über seinen Inhalt aussagt. Auch die — nicht sehr konse­
quenten — Regelungen der Kapitel XI (Erklärung über 
Gebiete ohne Selbstregierung) und XII (Internationales 
Treuhandschaftssystem) tragen nicht zur inhaltlichen Be­
stimmung dieses Prinzips bei. Das veranlaßte bürgerliche 
Völkerrechtler zu der These, es handele sich bei diesem 
Prinzip „lediglich um eine politische Programmerklärung, 
nicht aber um ein völkerrechtliches Rechtsprinzip“ fi

Das Argument, eine so allgemeine Festlegung wie in


